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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur Förderung 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

Zur Vermögensbildung der Arbeitnehmer erscheint der begün- 
stigte Aniagerahmen von 312 DM im Kalenderjahr nicht mehr 
ausreichend. Das bisherige System der Befreiung der vermögens- 
wirksamen Leistungen von Lohnsteuer benachteiligt die Be- 
zieher kleiner und mittlerer Einkommen, und die Befreiung von 
Sozialversicherungsbeiträgen ist wegen der damit verbundenen 
Nachteile, insbesondere bei der Berechnung der späteren Rente, 
reformbedürftig. 


B. Lösung 

Der Begünstigungsrahmen von 312 DM wird auf 624 DM ver- 
doppelt. 

An die Stelle des bisherigen Systems der Befreiung von Lohn- 
steuer und Sozialversicherungsbeiträgen tritt ein Zulagen- 
system, nach dem der Arbeitnehmer grundsätzlich eine Spar- 
zulage in Höhe von 30 Vo der vermögenswirksamen Leistung 
erhält. Für Arbeitnehmer mit drei und mehr Kindern erhöht 
sich die Zulage auf 40 Vo. 

Arbeitnehmer-Sparzulage erhalten die Arbeitnehmer, deren zu 
versteuernder Einkommensbetrag 24 000 DM oder bei Zusam- 
menveranlagung von Ehegatten 48 000 DM jährlich nicht über- 
steigt. 

Als neue Anlageart werden Beiträge zu Lebensversicherungen 
in Gestalt eines neuen Vertragstyps aufgenommen. Weiter wird 
ein neuer Typ des prämienbegünstigten Sparvertrags einge- 
führt, um den Arbeitnehmern eine bessere Übersicht über ihre 
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Ersparnisse zu ermöglichen und das Verwaltungs verfahren zu 
vereinfachen. 

Einrichtungen, bei denen die vermögenswirksame Anlage er- 
folgt, haben in den für die Arbeitnehmer bestimmten Urkunden 
in deutlicher Form auf den Umfang der staatlichen Förderung 
der Vermögensbildung hinzuweisen. 

Der Höchstbetrag, um den sich die Einkommensteuer oder 
Körpersdiaftsteuer für Steuerpflichtige, die nicht mehr als 50 
Arbeitnehmer beschäftigen und für ihre Arbeitnehmer ver- 
mögenswirksame Leistungen erbringen, ermäßigt, wird ent- 
sprechend der allgemeinen Verdoppelung des Begünstigungs- 
rahmens ebenfalls verdoppelt. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Die Kosten der Gesetzesänderung hängen im wesentlichen von 
der Zahl der Arbeitnehmer ab, die vermögenswirksame Lei- 
stungen erhalten oder erbringen werden. Es muß nadi dem 
Regierungsentwurf für den Bund mit Mehrausgaben für 1970 
in Höhe von 120 Millionen DM, für 1971 in Höhe von 380 Mil- 
lionen DM, für 1972 in Höhe von 480 Millionen DM, für 1973 in 
Höhe von 550 Millionen DM und für 1974 in Höhe von 600 Mil- 
lionen DM gerechnet werden. Die Änderungen des Regierungs- 
entwurfs während des Gesetzgebungsverfahrens verursachen 
1971 gegenüber dem Regierungsentwurf Mehrkosten von vor- 
aussichtlich 50 Millionen DM. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur Förderung 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 

— Drucksache Vl/601 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schellenberg *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

I. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/601 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

II. folgende Entschließung anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. baldmöglichst spätestens bis zum 30. Juni 
1971, einen Gesetzentwurf zur Reform der 
gesamten Sparförderung vorzulegen, in dem 
folgende Grundsätze berücksichtigt sind: 

Die Sparförderung ist zu vereinfachen und 
zu vereinheitlichen. Sie ist gezielt auf die 
unteren und mittleren Einkommensschich- 
ten auszurichten und familiengerecht zu 
gestalten. Das soll durch Zulagen und Prä- 
mien erreicht werden; 

2. baldmöglichst, spätestens bis zum 30. Juni 
1971, gesetzliche Vorschriften zur Sparför- 
derung von Selbständigen vorzulegen, in 
denen folgende Grundsätze berücksichtigt 
sind: 

a) Den Selbständigen unterhalb bestimmter 
Einkommensgrenzen ist das Sparen im 
eigenen Betrieb zu ermöglichen. 


b) Auch für Selbständige sollten Sparzu- 
lagen eingeführt werden, weil hiervon 
gerade die unteren Einkommensschichten 
der Selbständigen erfaßt werden können. 

Die Bundesregierung sollte außerdem prü- 
fen, ob und inwieweit Struktur- und mittel- 
standsfördernde Maßnahmen stärker als bis- 
her unter vermögenspolitischen Gesichts- 
punkten auf die unteren Einkommensschich- 
ten der Selbständigen ausgerichtet werden 
können; 

3. bis zum 31. Dezember 1970 einen Gesetz- 
entwurf vorzulegen, nach dem, beginnend 
mit dem Jahr 1971, 

a) die Zahl der Arbeitnehmer, die Leistun- 
gen nach dem Dritten Vermögensbil- 
dungsgesetz erhalten, 

b) der Umfang der nach diesem Gesetz in 
Anspruch genommenen vermögenswirk- 
samen Leistungen sowie 

c) die Anlageformen der vermögenswirk- 
samen Leistungen festgestellt und ver- 
öffentlicht wird; 


*) folgt als ^ Drucksache VI/860 
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4. bis 31. Dezember 1971 zu berichten, welchen 
Einkommensschichten die einzelnen staat- 
lichen Leistungen für die gesamte Sparför- 
derung zugute kommen. Wenn hierfür neue 
Erhebungen anzuordnen sind, ist den gesetz- 
gebenden Körperschaften unverzüglich ein 
entsprechender Gesetzentwurf vorzulegen ; 

111. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen und Eingaben für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 27. Mai 1970 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Dr. Schellenberg 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur Förderung 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 

— Drucksache VI/601 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung 

(10. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur Förderung 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Zweite Gesetz zur Förderung der Vermö- 
gensbildung der Arbeitnehmer (Zweites Vermö- 
gensbildungsgesetz — 2. VermBG) vom 1. Juli 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 585) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1853) erhält die Bezeichnung „Drittes Ge- 
setz zur Förderung der Vermögensbildung der Ar- 
beitnehmer (Drittes Vermögensbildungsgesetz — 
3. VermBG)" und wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur Förderung 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Zweite Gesetz zur Förderung der Vermö- 
gensbildung der Arbeitnehmer (Zweites Vermö- 
gensbildungsgesetz — 2. VermBG) vom 1. Juli 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 585) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1853) erhält die Bezeichnung „Drittes Ge- 
setz zur Förderung der Vermögensbildung der Ar- 
beitnehmer (Drittes Vermögensbildungsgesetz — 
3. VermBG)" und wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Buchstabe a werden hinter den 
Worten „zum Beispiel" die Worte eingefügt 
„Beiträge auf Grund von Sparverträgen über 
vermögenswirksame Leistungen". 

b) In Absatz 1 wird folgender Buchstabe f einge- 
fügt: 

„f) als Beiträge des Arbeitnehmers zu Kapi- 
talversicherungen gegen laufenden Bei- 
trag auf den Erlebens- und Todesfall auf- 
grund von Versicherungsverträgen, die 
nach dem 30. September 1970 abgeschlos- 
sen worden sind. Voraussetzung für die 
Förderung der Beiträge nach diesem Ge- 
setz ist, daß 
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Entwurf 


a) In Absatz 2 wird folgender Buchstabe c ein- 
gefügt: 

„c) zugunsten der Eltern oder eines Eltern- 
teils des Arbeitnehmers, wenn der Ar- 
beitnehmer als Kind die Voraussetzun- 
gen des Buchstaben b erfüllt," 

b) In Absatz 3 erhalten die Sätze 2 und 3 fol- 
gende Fassung: 


„Dabei sind gegenüber dem Unternehmen 
oder Institut die vermögenswirksamen Lei- 
stungen zu kennzeichnen und die zulagebe- 
günstigten Beträge besonders auszuweisen. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

aa) die Versicherungsverträge eine Min- 
destvertragsdauer von 12 Jahren ha- 
ben und während der Mindestver- 
tragsdauer, außer beim Tod oder der 
völligen Erwerbsunfähigkeit des Ar- 
beitnehmers oder seines nicht dauernd 
von ihm getrennt lebenden Ehegatten 
oder im Fall der Eheschließung des im 
Aussteuerversidierungsvertrag be- 
zeidineten Kindes des Arbeitnehmers 
im Sinne des § 32 Abs. 2 Ziff. 3 des 
Einkommensteuergesetzes weder die 
Versicherungssumme ganz oder zum 
Teil ausgezahlt, Beiträge ganz oder 
zum Teil zurückgezahlt oder An- 
sprüche aus dem Versicherungsver- 
trag ganz oder zum Teil abgetreten 
oder belieben werden (Sperrfrist), 

bb) die Versicherungsbeiträge keine An- 
teile für Zusatzleistungen wie Unfall, 
Invalidität oder Krankheit enthalten, 

cc) die Versicherungsverträge nach dem 
von der zuständigen Aufsichtsbehörde 
genehmigten Geschäftsplan schon im 
ersten Jahr der Vertragsdauer zu 
einem nicht kürzbaren Sparanteil von 
mindestens 50 vom Hundert des ge- 
zahlten Beitrages führen, 

dd) die Gewinnanteile nur zur Erhöhung 
der Versicherungsleistung verwendet 
werden und 

ee) der jährliche Beitragsaufwand die 
nach diesem Gesetz für die vermö- 
genswirksame Leistung zulässigen 
Höchstbeträge nicht überschreitet." 

c) In Absatz 2 werden die Worte „des Absat- 
zes 1 Buchstaben a bis c" durch die Worte 
„des Absatzes 1 Buchstaben a bis c und f" er- 
setzt und folgender Buchstabe c eingefügt; 

„c) zugunsten der Eltern oder eines Eltern- 
teils des Arbeitnehmers, wenn der Ar- 
beitnehmer als Kind die Voraussetzun- 
gen des Buchstaben b erfüllt." 

d) In Absatz 3 werden in Satz 1 die Worte „des 
Absatzes 1 Buchstaben a und b" durch die 
Worte „des Absatzes 1 Buchstaben a, b 
und f", in Satz 5 hinter den Worten „Woh- 
nungsbau-Prämiengesetz" die Worte „oder 
nach Absatz 1 Buchstabe f" eingefügt und in 
Satz 6 die Worte „des Absatzes 1 Buch- 
staben a oder b" durch die Worte „des Ab- 
satzes 1 Buchstaben a, b oder f" ersetzt; die 
Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„Dabei sind gegenüber dem Unternehmen 
oder Institut die vermögenswirksamen Lei- 
stungen zu kennzeichnen und die zulagebe- 
günstigten Beträge besonders auszuweisen. 
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Das Unternehmen oder Institut hat ebenfalls 
die vermögenswirksamen Leistungen zu kenn- 
zeichnen und die zulagebegünstigten Beträge 
besonders auszuweisen." 

2. ln § 4 erhält Absatz 4 folgende Fassung: 

♦ 

„(4) Der Arbeitnehmer kann jeweils einmal im 
Kalenderjahr von dem Arbeitgeber schriftlich 
verlangen, daß der Vertrag über die vermögens- 
wirksame Anlage von Teilen des Arbeitslohns 
aufgehoben, eingeschränkt oder erweitert wird. 
Im Fall der Aufhebung ist der Arbeitgeber nicht 
verpflichtet, in demselben Kalenderjahr einen 
neuen Vertrag über die vermögenswirksame An- 
lage von Teilen des Arbeitslohns abzuschließen." 

3. § 12 erhält folgende Fassung: 

.§ 12 

(1) Der Arbeitnehmer erhält eine Arbeitneh- 
mer-Sparzulage in Höhe von 30 vom Hundert 
der vermögenswirksamen Leistungen nach die- 
sem Gesetz, soweit sie 624 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr nicht übersteigen. Erhält der Ar- 
beitnehmer im Kalenderjahr einen Kinderfrei- 
betrag für drei oder mehr Kinder nach § 32 
Abs. 2 Ziffer 1 bis 3 des Einkommensteuergeset- 
zes, so erhöht sich der Betrag von 624 Deutsche 
Mark um 50 vom Hundert auf 936 Deutsche Mark. 


(2) Die Arbeitnehmer-Sparzulagen gelten we- 
der als steuerpflichtige Einnahmen im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes noch als Einkommen, 
Verdienst oder Entgelt (Arbeitsentgelt) im Sinne 
der Sozialversicherung und des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes; sie gelten arbeitsrechtlich nicht 
als Bestandteil des Lohnes oder Gehalts, 

(3) Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmer- 
Sparzulagen zu errechnen; sie sind auf den 
nächsten durch 10 teilbaren Pfennigbetrag auf- 
zurunden. Der Arbeitgeber hat die Arbeitneh- 
mer-Sparzulagen 

1. bei monatlichen oder längeren Lohnabrech- 
nungszeiträumen jeweils zusammen mit dem 
Arbeitslohn, 

2. bei kürzeren als monatlichen Lohnabrech- 
nungszeiträumen jeweils für alle in einem 
Kalendermonat endenden Lohnabrechnungs- 
zeiträume zusammen mit dem Arbeitslohn für 
den letzten in dem Kalendermonat endenden 
Lohnabrechnungszeitraum 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Das Unternehmen oder Institut hat ebenfalls 
die vermögenswirksamen Leistungen zu kenn- 
zeichnen und die zulagebegünstigten Beträge 
besonders auszuweisen.'' 

2. unverändert 


3. § 12 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 12 

(1) Der Arbeitnehmer, der Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 19 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes bezieht, er- 
hält eine Arbeitnehmer-Sparzulage, wenn der zu 
versteuernde Einkommensbetrag (§ 32 Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes) im Kalenderjahr 
der vermögenswirksamen Leistung 24 000 Deut- 
sche Mark oder bei einer Zusammenveranlagung 
von Ehegatten nach § 26 b des Einkommensteuer- 
gesetzes 48 000 Deutsche Mark nicht übersteigt. 
Die Arbeitnehmer-Sparzulage beträgt 30 vom 
Hundert der vermögenswirksamen Leistungen 
nach diesem Gesetz, soweit sie 624 Deutsche 
Mark im Kalenderjahr nicht übersteigen. Erhält 
der Arbeitnehmer im Kalenderjahr einen Kinder- 
freibetrag für drei oder mehr Kinder nach § 32 
Abs. 2 Ziff. 1 bis 3 des Einkommensteuergeset- 
zes, so erhöht sich die Arbeitnehmer-Sparzulage 
auf 40 vom Hundert. 

(2) unverändert 


(3) Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmer- 
Sparzulagen 


1. unverändert 


2. unverändert 
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Entwurf 

an die Arbeitnehmer auszuzahlen. In der Lohn- 
abrechnung, die der Arbeitnehmer erhält, ist die 
Arbeitnehmer-Sparzulage gesondert auszuwei- 
sen. 


(4) Der Arbeitgeber hat die auszuzahlenden 
Arbeitnehmer-Sparzulagen dem Betrag, den er 
für seine Arbeitnehmer insgesamt an Lohn- 
steuer einzubehalten hat, zu entnehmen und 
bei der nächsten Lohnsteueranmeldung in einer 
Summe abzusetzen, übersteigt der zu entneh- 
mende Betrag den Betrag, der insgesamt an 
Lohnsteuer einbehalten ist, so wird der über- 
steigende Betrag dem Arbeitgeber auf Antrag 
von dem Finanzamt, an das die Lohnsteuer ab- 
zuführen wäre, aus den Einnahmen an Lohn- 
steuer ersetzt. Die vom Arbeitgeber entnomme- 
nen Beträge und die vom Finanzamt ersetzten 
Beträge mindern die Lohnsteuereinnahmen. 

(5) Vermögenswirksame Leistungen sind 
steuerpflichtige Einnahmen im Sinne des Ein- 
kommensteuergesetzes und Einkommen, Ver- 
dienst oder Entgelt (Arbeitsentgelt) im Sinne 
der Sozialversicherung und des Arbeitsförde- 
rungsgesetzGs. Reicht der nach Abzug der ver- 
mögenswirksamen Leistung verbleibende Ar- 
beitslohn zur Deckung der einzubehaltenden 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträge nicht 
aus, so hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber 
den zur Deckung erforderlichen Betrag zu zah- 
len; hierbei kann eine Verrechnung mit der aus- 
zuzahlenden Arbeitnehmer-Sparzulage vorge- 
nommen werden. 

(6) Vermögenswirksame Leistungen sind ar- 
beit s rechtlich Bestandteil des Lohns oder Ge- 
halts. Der Anspruch auf die vermögenswirk- 
same Leistung ist nicht übertragbar. 

(7) Der Arbeitgeber hat getrennt voneinander 

a) den Betrag der vermögenswirksamen Lei- 
stungen, 

b) den Betrag der vermögenswirksamen Lei- 
stungen, für den nach Absatz 1 Arbeitnehmer- 
Sparzulagen gewährt worden sind, und 

c) die ausgezahlten Arbeitnehmer-Sparzulagen 

bei jeder Lohnabrechnung im Lohnkonto des 
Arbeitnehmers oder, sofern ein Lohnkonto nicht 
zu führen ist, in entsprechenden Aufzeichnun- 
gen einzutragen. In der Lohnsteuerbescheini- 
gung, im Lohnsteuerüberweisungsblatt und im 
Lohnzettel sind die Beträge nach Buchstaben a 
und b besonders zu bescheinigen 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

an die Arbeitnehmer auszuzahlen, falls der 
Arbeitnehmer nicht auf die Auszahlung ver- 
zichtet. Dabei hat der Arbeitgeber die Voraus- 
setzungen des § 12 Abs. 1 Satz 1 nicht zu prüfen. 
Der Arbeitgeber hat zum Zweck der Auszahlung 
die Arbeitnehmer-Sparzulagen zu errechnen und 
dabei auf den nächsten durch zehn teilbaren 
Pfennigbetrag aufzurunden. In der Lohnabrech- 
nung, die der Arbeitnehmer erhält, ist die 
Arbeitnehmer-Sparzulage gesondert auszuwei- 
sen. Der Verzicht auf Auszahlung der Arbeitneh- 
mer-Sparzulagen kann jeweils einmal im Kalen- 
derjahr erklärt oder widerrufen werden. 

(4) unverändert 


(5) Vermögenswirksame Leistungen sind 
steuerpflichtige Einnahmen im Sinne des Ein- 
kommensteuergesetzes und Einkommen, Ver- 
dienst oder Entgelt (Arbeitsentgelt) im Sinne 
der Sozialversicherung und des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes. Reicht der nach Abzug der ver- 
mögenswirksamen Leistung verbleibende Ar- 
beitslohn zur Deckung der einzubehaltenden 
Steuern, Sozialversicherungsbeiträge und Bei- 
träge zur Bundesanstalt für Arbeit nicht aus, so 
hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber den zur 
Deckung erforderlichen Betrag zu zahlen; hier- 
bei kann eine Verrechnung mit der auszuzahlen- 
den Arbeitnehmer-Sparzulage vorgenommen 
werden. 

(6) unverändert 


(7) Der Arbeitgeber hat getrennt voneinander 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) unverändert 

bei jeder Lohnabrechnung im Lohnkonto des 
Arbeitnehmers oder, sofern ein Lohnkonto nicht 
zu führen ist, in entsprechenden Aufzeichnun- 
gen einzutragen. In der Lohnsteuerbescheini- 
gung, im Lohnsteuerüberweisungsblatt und im 
Lohnzettel sind die Beträge nach Buchstaben a 
und c besonders zu bescheinigen. 
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(8) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates Vorschriften zu erlassen über 

1. das Nähere der Behandlung von vermögens- 
wirksamen Leistungen bei mehreren Dienst- 
verhältnissen des Arbeitnehmers, um sicher- 
zustellen, daß die in Absatz 1 genannten Be- 
träge nicht überschritten werden. Dabei kann 
auch bestimmt werden, in welcher Weise die 
in Absatz 1 genannten Beträge in einem 
Dienstverhältnis, für das eine zweite oder 
eine weitere Lohnsteuerkarte vorgelegt wor- 
den ist, zu berücksichtigen sind, 

2. die Nachzahlung von Arbeitnehmer-Sparzu- 
lagen im Rahmen des Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleichs oder der Veranlagung zur Einkom- 
mensteuer für die Fälle, in denen für vermö- 
genswirksame Leistungen Arbeitnehmer-Spar- 
zulagen im Rahmen des Absatzes 1 nicht ge- 
zahlt worden sind." 


4. § 13 wird aufgehoben. An seine Stelle tritt fol- 
gender neuer § 13: 

»§ 13 

(1) Auf die Arbeitnehmer-Sparzulagen sind 
die für Vergütungen geltenden Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung, des Steueranpassungs- 
gesetzes und des Steuersäumnisgesetzes anzu- 
wenden, soweit in den folgenden Absätzen 
nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Für die Überprüfung der ordnungsmäßigen 
Berechnung und Auszahlung der Arbeitnehmer- 
Sparzulagen ist das Finanzamt zuständig, dem 
die Nachprüfung des Steuerabzugs vom Arbeits- 
lohn obliegt. 

(3) Der Arbeitnehmer hat die Arbeitnehmer- 
Sparzulage zurückzuzahlen, wenn 

a) die Arbeitnehmer-Sparzulage zu Unrecht ge- 
zahlt worden ist oder 

b) in den Fällen des § 2 Abs. 1 Buchstaben a 
und b die in § 1 Abs. 4 Nr. 2 Spar-Prämien- 
gesetz und § 2 Abs. 1 Nr. 3 und 4 und Abs. 2 
Satz 3 Wohnungsbau-Prämiengesetz vorge- 
sehenen Voraussetzungen oder in den Fällen 
des § 2 Abs. 1 Buchstaben d und e die Sperr- 
fristen nicht eingehalten werden. 

Die zurückgezahlten Arbeitnehmer-Sparzulagen 
erhöhen die Lohnsteuereinnahmen. 

(4) Der Anspruch auf Rückzahlung der Arbeit- 
nehmer-Sparzulage verjährt in fünf Jahren. 

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates Vorschriften zu erlassen über 

1. die Begründung von Anzeigepflichten für den 
Arbeitgeber und das Unternehmen oder In- 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

(8) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates Vorschriften zu erlassen über 

1. unverändert 


2. die Nachzahlung und das Verfahren bei der 
Nachzahlung von Arbeitnehmer-Sparzulagen 
für die Fälle, in denen für vermögenswirk- 
same Leistungen Arbeitnehmer-Sparzulagen 
im Rahmen des Absatzes 1 nicht gezahlt wor- 
den sind. Dabei kann bestimmt werden, daß 
gegen den Nachzahlungsanspruch mit Steuer- 
ansprüchen auf gerechnet werden kann." 

4. § 13 wird aufgehoben. An seine Stelle tritt fol- 
^ gender neuer § 13: 

„§ 13 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Arbeitnehmer hat die Arbeitnehmer- 
Sparzulage zurückzuzahlen, wenn 

a) unverändert 

b) in den Fällen des § 2 Abs. 1 Buchstaben a 
und b die in § 1 Abs. 4 Nr. 2 Spar-Prämien- 
gesetz und § 2 Abs. 1 Nr. 3 und 4 und Abs. 2 
Satz 3 Wohnungsbau-Prämiengesetz vorge- 
sehenen Voraussetzungen oder in den Fällen 
des § 2 Abs. 1 Buchstaben d, e und f die 
Sperrfristen nicht eingehalten werden. 

Die zurückgezahlten Arbeitnehmer-Sparzulagen 
erhöhen die Lohnsteuereinnahmen. 

(4) unverändert 

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Vorschriften zu erlassen über 

1. unverändert 
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stitut, bei dem die vermögenswirksame Lei- 
stung angelegt ist, soweit dies zur Sicherung 
der Rückzahlung der Arbeitnehmer-Sparzu- 
lagen erforderlich ist und 

2. das Verfahren bei der Rückzahlung der Ar- 
beitnehmer-Sparzulagen. 

Durch diese Rechtsverordnung kann ferner be- 
stimmt werden, daß die rückzuzahlenden Arbeit- 
nehmer-Sparzulagen in den Fällen des § 2 Abs. 1 
Buchstaben a und b durch das Unternehmen oder 
Institut, bei dem die vermögenswirksame Lei- 
stung angelegt ist, in den Fällen des § 2 Abs. 1 
Buchstabe e durch den Arbeitgeber einzubehal- 
ten und an das Wohnsitzfinanzamt abzuführen 
sind. 

(6) Der Arbeitgeber haftet für zu Unrecht ge- 
zahlte Arbeitnehmer-Sparzulagen. Auf Anfrage 
des Arbeitgebers hat das nach Absatz 2 zustän- 
dige Finanzamt Auskunft über die Anwendung 
der Vorschriften über die Gewährung der Ar- 
beitnehmer-Sparzulagen im einzelnen Fall zu er- 
teilen. 


(7) Das Unternehmen oder Institut oder der Ar- 
beitgeber haftet, soweit auf Grund einer Rechts- 
verordnung nach Absatz 5 Satz 2 eine Verpflich- 
tung zur Einbehaltung und Abführung der Ar- 
beitnehmer-Sparzulagen besteht, für die rückzu- 
zahlenden Arbeitnehmer-Sparzulagen sowie bis 
zur Flöhe der Arbeitnehmer-Sparzulagen bei 
Verletzung der in der Rechtsverordnung nach 
Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 bestimmten Anzeigepflich- 
ten. Das Unternehmen oder Institut haftet ferner 
bei Verletzung der Anzeigepflicht nach § 2 
Abs. 3 letzter Satz für die Arbeitnehmer-Sparzu- 
lagen, die auf Grund der Pflichtverletzung zuviel 
gezahlt worden sind. 

(8) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über 
die auf Grund der §§ 12 und 13 ergehenden Ver- 
waltungsakte der Finanzbehörden ist der Finanz- 
rechtsweg gegeben." 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


2. unverändert 

Durch diese Rechtsverordnung kann ferner be- 
stimmt werden, daß die rückzuzahlenden Arbeit- 
nehmer-Sparzulagen in den Fällen des § 2 Abs. 1 
Buchstaben a, b und f durch das Unternehmen 
oder Institut, bei dem die vermögenswirksame 
Leistung angelegt ist, in den Fällen des § 2 
Abs. 1 Buchstabe e durch den Arbeitgeber einzu- 
behalten und an das Wohnsitzfinanzamt abzu- 
führen sind. 

(6) Der Arbeitgeber haftet für zu Unrecht ge- 
zahlte Arbeitnehmer-Sparzulagen, soweit er die 
Voraussetzungen für die Auszahlung zu prüfen hat. 
Auf Anfrage des Arbeitgebers hat das nach Absatz 2 
zuständige Finanzamt Auskunft über die Anwen- 
dung der Vorschriften über die Gewährung der 
Arbeitnehmer-Sparzulagen im einzelnen Fall zu 
erteilen. 

(7) unverändert 


(8) unverändert 


4a. § 14 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird hinter dem Wort 
„Arbeitnehmern" eingefügt „insbesondere 
auf Grund eines Tarifvertrages oder einer 
Betriebsvereinbarung". 

b) In Absatz 1 wird jeweils anstelle der Zahl 
„3000" die Zahl „6000" eingesetzt. 

4b. Hinter § 14 wird folgender § 14 a eingefügt: 

♦ 

-.§ 14 a 

Das Unternehmen oder Institut, bei dem die 
vermögenswirksame Anlage erfolgt, hat in den 
Fällen des § 2 Abs. 1 Buchstaben a, b und f in 
dem Sparbuch, der Annahmeurkunde des Bau- 
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5. § 16 erhält folgende Fassung: 

«§ 16 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts an- 
deres bestimmt ist, erstmals auf vermögenswirk- 
same Leistungen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1970 erbracht werden. 

(2) Für vermögenswirksame Leistungen, die im 
Kalenderjahr 1970 erbracht werden, gelten die 
Vorschriften dieses Gesetzes in der am 1. Ja- 
nuar 1970 geltenden Fassung mit der Maßgabe, 
daß in § 12 Abs. 1 Satz 1 der Betrag von 624 Deut- 
sche Mark an die Stelle des Betrages von 312 
Deutsche Mark tritt. 


(3) Die Vorschrift des § 2 Abs. 2 Buchstabe c 
ist erstmals auf vermögenswirksame Leistungen 
anzuwenden, die nach dem 30. Juni 1969 erbracht 
werden. Die Vorschrift des § 4 Abs. 4 ist erst- 
mals auf vermögenswirksame Leistungen anzu- 
wenden, die nach dem 31. Dezember 1969 er- 
bracht werden." 


Artikel 2 

Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 18. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1682) wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Sparvertrages, dem Versicherungsschein oder 
einer ähnlichen Urkunde, die es über die ver- 
mögenswirksame Leistung ausstellt, in deut- 
licher Form auf die staatlichen Vergünstigun- 
gen hinzuweisen, die nach diesem Gesetz in 
Verbindung mit dem Spar-Prämiengesetz, dem 
Wohnungsbau-Prämiengesetz oder § 10 Ein- 
kommensteuergesetz gewährt werden. Steht die 
Höhe der Vergünstigung bei Ausstellung der 
Urkunde noch nicht fest, so ist sie vorbehaltlich 
einer späteren Änderung auf Grund einer Prü- 
fung durch die zuständigen Behörden anzu- 
geben." 

5. § 16 erhält folgende Fassung; 

♦ 

„§ 16 

(1) unverändert 


(2) Für vermögenswirksame Leistungen, die 
im Kalenderjahr 1970 erbracht werden, gelten 
die Vorschriften des Zweiten Gesetzes zur För- 
derung der Vermögensbildung der Arbeitneh- 
mer in der am 1. Januar 1970 geltenden Fassung 
mit der Maßgabe, daß in § 12 Abs. 1 Satz 1 der 
Betrag von 624 Deutsche Mark an die Stelle des 
Betrages von 312 Deutsche Mark tritt und § 12 
Abs. 1 Satz 2 aufgehoben wird. 

(3) unverändert 


Artikel 2 

Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 18. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1682) wird wie folgt geändert: 

01. § 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) Hinter Nummer 2 wird die folgende 
neue Nummer 3 eingefügt: 

„3. Beiträge auf Grund von Sparverträ- 
gen mit laufenden Sparraten, die 
mit einem Kreditinstitut abgeschlos- 
sen worden sind und bei denen die 
Sparbeiträge ausschließlich vermö- 
genswirksame Leistungen im Sinne 
des Zweiten oder des Dritten Ver- 
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mögensbildungsgesetzes darstellen, 
wenn sie die nadi diesen Gesetzen 
geförderten Beträge nicht überstei- 
gen (Sparverträge über vermögens- 
wirksame Leistungen)/' 

bb) Die bisherigen Nummern 3 und 4 wer- 
den Nummern 4 und 5. 

cc) In der neuen Nummer 4 wird der fol- 
gende Buchstabe c eingefügt: 

„c) nadi der Art von Sparverträgen 
über vermögenswirksame Leistun- 
gen“. 

b) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Die in Absatz 2 Nr. 1 bis 3 bezeich- 
neten Sparbeiträge müssen bei ihrer Einzah- 
lung, die in Absatz 2 Nr. 4 und 5 bezeidi- 
ne ten W er tpapiere , Anleiheforderungen , 
Anteilscheine und Schuldbuchforderungen 
unverzüglidi nach ihrem Erwerb festgelegt 
werden. In den Fällen des Absatzes 2 
Nr. 1, 4 Budistabe a und Nr. 5 beträgt die 
Festlegungsfrist sechs Jahre. Die in Absatz 2 
Nr. 2 , 3 und Nr. 4 Budistaben b und c be- 
zeidineten Sparraten müssen sedis Jahre 
lang geleistet werden; dabei endet die Fest- 
legungsfrist für alle auf Grund eines Ver- 
trages geleisteten Sparbeiträge oder erwor- 
benen W ertpapiere, Anleiheforderungen 
oder Anteilscheine gleichzeitig nach Ablauf 
von sieben Jahren. Die Festlegungsfrist be- 
ginnt am 1. Januar, wenn der Vertrag vor 
dem 1. Juli, und am 1. Juli, wenn der Ver- 
trag nadi dem 30. Juni des betreffenden 
Kalenderjahres abgeschlossen worden ist. 
Als Zeitpunkt des Vertragsabschlusses im 
Sinne dieses Gesetzes gilt: 

1. Bei Sparbeiträgen im Sinne des Absat- 
zes 2 Nr. 1 und Nr. 4 Buchstabe a der 
Tag der Einzahlung, 

2. bei Sparbeiträgen im Sinne des Absat- 
zes 2 Nr. 2, 3 und Nr. 4 Buchstaben b 
und c der Tag der ersten Einzahlung, 

3. bei Sparbeiträgen im Sinne des Absat- 
zes 2 Nr. 5 der Tag des Erwerbs." 

c) In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte 
„und 2“ durch die Worte „bis 3" und das 
Wort „Nr. 3" durch das Wort „Nr. 4" er- 
setzt. 

d) In Absatz 6 Satz 1 werden die Worte 
„und 2“ durch die Worte „bis 3" ersetzt. 

e) Es wird der folgende Absatz 8 eingefügt: 

„(8) Leistet der Prämiensparer bei Spar- 
verträgen über vermögenswirksame Lei- 
stungen (Absatz 2 Nr. 3) in einem Kalender- 
jahr, das dem Kalenderjahr des Abschlusses 
des Sparvertrages folgt, keine Sparbeiträge, 
so sind spätere Einzahlungen auf den Spar- 
vertrag nicht mehr prämienbegünstigt." 
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1. In § 2 Abs. 6 erhält der Satz 1 die folgende 1. In § 2 Abs. 6 erhält der Satz 1 die folgende Fas- 
Fassung: ^ sung; 


„Prämien für Sparbeiträge, die vermögenswirk- 
same Leistungen darstellen und für die der Prä- 
miensparer eine Arbeitnehmer-Sparzulage nach 
§ 12 Abs. 1 des Dritten Vermögensbildungsge- 
setzes erhält, werden auf den Höchstbetrag (Ab- 
satz 2) nicht angerechnet.“ 


2. § 8 Abs. 7 erhält die folgende Fassung: 


„(7) Die Vorschrift des § 2 Abs. 6 ist erst- 
mals auf Sparbeiträge anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1970 geleistet werden." 


„Prämien für Sparbeiträge, die vermögenswirk- 
same Leistungen im Sinne des Zweiten oder des 
Dritten Vermögensbildungsgesetzes darstellen, 
werden auf den Höchstbetrag (Absatz 2) nicht 
angerechnet, soweit sie die Prämie für die nach 
diesen Gesetzen geförderten Beträge nicht über- 
steigen." 

la. In § 6 wird der Absatz 1 wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Nummer 2 werden die Worte „Nr. 3 
Buchstabe b" durch die Worte „Nr. 4 Buch- 
staben b und c" ersetzt. 

b) In Nummer 4 werden die Worte „§ 1 Abs. 2 
Nr. 3" durch die Worte „§ 1 Abs. 2 Nr. 4" 
ersetzt. 

c) In Nummer 6 werden hinter den Worten 
„bei Sparverträgen mit festgelegten Spar- 
raten" die Worte „und bei Sparverträgen 
über vermögenswirksame Leistungen" ange- 
fügt. 

d) In Nummer 7 werden die Worte „Nr. 3 
Buchstabe b" durch die Worte „Nr. 4 Buch- 
stabe b" ersetzt. 

e) In Nummer 8 werden die Worte „§ 1 Abs. 2 
Nr. 3 und 4" durch die Worte „§ 1 Abs. 2 
Nr. 4 und 5" ersetzt. 

2 . § 8 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Hinter Absatz 1 wird der folgende Absatz 2 
eingefügt: 

„(2) Die Vorschriften des § 1 Abs. 2 
Nr. 3 und Nr. 4 Buchstabe c sind erstmals 
für das Kalenderjahr 1970 anzuwenden. Sie 
sind auch anzuwenden auf Sparbeiträge, die 
auf Grund von vor dem 1. Januar 1970 ab- 
geschlossenen Sparverträgen mit festgeleg- 
ten Sparraten geleistet werden, wenn die 
Sparbeiträge ausschließlich vermögenswirk- 
same Leistungen im Sinne des Zweiten oder 
Dritten Vermögensbildungsgesetzes darstel- 
len und die nach diesen Gesetzen geförder- 
ten Beträge nicht übersteigen." 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 6 werden 
Absätze 3 bis 7. 

c) Der bisherige Absatz 7 entfällt. 

d) In dem neuen Absatz 3 werden die Worte 
„§ 1 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b" durch die 
Worte „§ 1 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe b" er- 
setzt. 

e) Es wird folgender Absatz 9 angefügt: 

(9) Die Vorschrift des § 6 Abs. 1 Nr. 1 ist 
letztmals für das Kalenderjahr 1969 anzu- 
wenden." 
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Artikel 3 

Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. September 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1677) wird wie folgt geändert: 

1 . In § 3 Abs. 6 erhält der erste Satz die folgende 
Fassung: 

„Prämien für Aufwendungen, die vermögens- 
wirksame Leistungen darstellen und für die der 
Prämienberechtigte eine Arbeitnehmer-Sparzu- 
lage nach § 12 Abs. 1 .des Dritten Vermögens- 
bildungsgesetzes erhält, werden auf den Höchst- 
betrag (Absatz 2) nicht angerechnet." 

2. § 10 Abs. 6 erhält die folgende Fassung: 

„(6) Die Vorschrift des § 3 Abs. 6 ist erstmals 
auf Aufwendungen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1970 geleistet werden." 


Artikel 4 

Die Verordnung zur Durchführung der lohnsteuer- 
rechtlichen Vorschriften des Zweiten Vermögensbil- 
dungsgesetzes vom 24. März 1966 (Bundesgesetzbl. I 
S. 189) wird aufgehoben. Sie ist aber auf Tatbe- 
stände, die vor dem Außerkrafttreten verwirklicht 
worden sind, auch über den 31. Dezember 1970 hin- 
aus anzuwenden. 


Artikel 5 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, das Dritte Gesetz zur Förderung der 
Vermögensbildung der Arbeitnehmer in der nach 
diesem Gesetz geltenden Fassung mit neuem Datum 
und in neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen 
und Unstimmigkeiten im Wortlaut zu beseitigen. 


— 6. Wahlperiode 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 
Artikel 3 
unverändert 


Artikel 3a 

In § 28 Abs. 2 Satz 5 des Berlinhilfegesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 1049), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Berlinhilfegesetzes 

vom 1970 (Bundesgesetzbl. IS....), 

werden die Worte „und der steuerfreien vermö- 
genswirksamen Leistungen (§ 12 Abs. 1 des Zwei- 
ten Vermögensbildungsgesetzes)“ gestrichen. 


Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 
unverändert 
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Artikel 6 Artikel 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 unverändert 

und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl, I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 7 Artikel 7 

Artikel 2 bis 4 treten am 1. Januar 1961 in Kraft. Artikel 3 a und 4 treten am 1. Januar 1971 in 
Im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach seiner Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach 
Verkündung in Kraft. seiner Verkündung in Kraft. 
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